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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27, Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der 
Grundregeln für die Gewährung einer Beihilfe für Baum- 
wollsaat. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 5, Juni 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Budidrudeerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleiavertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festlegung der Grundregeln für die Gewährung 
einer Beihilfe für BaumwoUsaat 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1516/71 
des Rates vom 12. Juli 1971 zur Einführung einer 
Beihilferegelung für BaumwoUsaat^), insbesondere 
auf Artikel 1 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1516/71 sieht 
die Gewährung einer Beihilfe für in der Gemein- 
schaft erzeugte BaumwoUsaat vor; es ist erforder- 
lich, die allgemeinen Durchführungsvorschriften, wie 
in diesem Artikel vorgesehen, festzulegen. 

Um die Anwendung des Beihilfesystems zu ver- 
einfachen, ist die Gewährung der Beihilfe in jedem 
Mitgliedstaat auf die in seinem Hoheitsgebiet geern- 
teten’ Erzeugnisse zu begrenzen. 

Um ein ordnungsgemäßes Funktionieren dieses 
Systems zu gewährleisten, muß der Begünstigte 
näher bezeichnet werden; zur Erreichung dieses Zie- 
les ist außerdem ein Kontrollsystem erforderlich, das 
die Beihilfe nur für die Erzeugnisse gewährt wird, 
für die sie vorgesehen ist. 

Zur Durchführung dieser Kontrollen ist insbeson- 
dere ein System von Erklärungen über die Aussaat- 
und Erntefläche erforderlich. 

Um eine einheitliche Anwendung dieser Regelung 
zu gewährleisten, sind die Modalitäten für die Be- 
rechnung der zu zahlenden Beihilfen festzulegen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Vom Wirtschaftsjahr 1972/1973 an wird die Beihilfe 
gemäß Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1516/71 
für in der Gemeinschaft erzeugte BaumwoUsaat un- 
ter den in den nachfolgenden Artikeln festgelegten 
Bedingungen gewährt. 


A r t i k e 1 2 

1. Jeder Mitgliedstaat gewährt die Beihilfe nur für 
in seinem Hoheitsgebiet erzeugte BaumwoUsaat. 

2. Diese Beihilfe wird jedem Saaterzeuger auf 
einen, nach der Ernte zu stellenden Antrag zu Be- 
dingungen gewährt, die die gleiche Behandlung der 
Begünstigten unabhängig vom Ort ihrer Niederlas- 
sung in der Gemeinschaft gewährleisten. 


Artikel 3 

1. Die Erzeugermitgliedstaaten wenden ein Ver- 
waltungskontrollsystem an, das sicherstellt, daß das 
Erzeugnis, für das die Beihilfe beantragt wird, die 
hierfür erforderlichen Voraussetzungen erfüllt. 

2. Für diese Kontrolle wenden diese Mitgliedstaa- 
ten ein System von Erklärungen über die Aussaat- 
und Erntefläche an. 


Artikel 4 

Die Erzeugermitgliedstaaten kontrollieren durch 
Stichproben an Ort und Stelle die Richtigkeit der 
Angaben in den Erklärungen über die Aussaat- und 
Erntefläche und den von den Erzeugern eingereich- 
ten Beihilfeanträgen, 


Artikel 5 

Der zu zahlende Beihilfebetrag wird nach Anbau- 
und Erntefläche berechnet. 


Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 160 
vom 17. Juli 1971, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Mit Verordnung (EWG) Nr. 1559/71 hat der Rat 
die Grundregeln für die Gewährung einer Beihilfe 
für Baumwollsaat für das Wirtschaftsjahr 1971/1972 
festgelegt. 

Es ist daher angebracht diese Grundregeln für die 
folgenden Wirtschaftsjahre festzulegen. Dies ist der 
Zweck des vorliegenden Vorschlages. 

2. Der vorliegende Vorschlag ergänzt die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1559/71 wobei die Verordnung 
(EWG) Nr. 619/71 zur Festlegung der Grundregeln 
für die Gewährung der Beihilfe für Flachs und Hanf 
als Basis gilt. Diese Beihilferegelung für Baumwoll- 
saat entspricht in etwa derjenigen für Flachs und 
Hanf. 

3. Hinsichtlich der Gewährung der Beihilfe sagt 
Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1516/71, zur 
Einführung einer Beihilferegelung für Baumwollsaat, 
nichts darüber aus, wer der Begünstigte sein soll. 
Der vorliegende Vorschlag präzisiert, daß die Bei- 
hilfe dem Erzeuger gewährt wird. Für die Kontrolle 
ist ein System von durch den Erzeuger einzureichen- 
den Anbauerklärungen und Beihilfeanträgen vorge- 
sehen, die stichprobenweise zu kontrollieren sind. 
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